
Zwischenlandung in Berlin-Gatow
Nachbau des legendären Fluchtflugzeuges kommt nicht vor 2014 ins Colditzer Schloss 

Colditz. Die „Landung“ des legendären 
Colditz-Gleiters auf dem Dachboden des 
Kirchenhauses von Schloss Colditz ist 
nicht vor 2014 zu erwarten. Wie die 
Sächsische Schlösserverwaltung sagte, 
wurde der originalgetreue Nachbau des 
1945 spurlos verschwundenen Flucht-
flugzeuges nach Berlin-Gatow überführt. 
Im dortigen Militärhistorischen Museum 
der Bundeswehr soll er auf einer Sonder-
ausstellung zu Kriegsgefangenenlagern 
gezeigt werden. 

„Solange wir das Kirchenhaus nicht 
saniert haben, werden wir das teure Ex-
ponat nicht im Dachboden platzieren – 
das Risiko, dass der Gleiter bei den zu 
erwartenden Bauarbeiten beschädigt 
wird, wäre zu groß“, sagte der auch für 
Colditz zuständige Schlossleiter Peter 
Knierriem. So gesehen sei die „Zwischen-
landung“ in Gatow eine würdige Varian-

te. Denn beim Verein Flugwelt Alten-
burg-Nobitz habe das Segelflugzeug aus 
Platzgründen nicht auf Dauer 
bleiben können. Im Auftrag 
der Schlösserverwaltung 
realisierten Spezialisten 
des Altenburger Vereins 
den Nachbau des flugfähi-
gen Gleiters im Maßstab 
1:1. Augenzeugen hätten 
das Original unmittelbar 
nach Kriegsende noch auf dem 
Dachboden des Kirchenhauses von 
Schloss Colditz stehen sehen, seitdem gilt 
das Fluggerät als verschollen. Einzig ein 
Foto von 1945, geschossen von einem 
GI, erinnert an den spektakulären Flucht-
versuch aus dem Kriegsgefangenenlager 
für alliierte Offiziere auf Schloss Colditz. 
Die inhaftierten Piloten Bill Goldfinch 
und Jack Best sowie weitere Helfer bau-

ten das Segelflugzeug einst hinter einer 
zusätzlichen Tarnwand im Spitzboden 

der Kapelle. Die Tragflächenholme 
wurden aus Fußbodendie-

len gezimmert, 

hunderte Rippen aus 
Bettlatten. Elektri-
scher Draht diente 
als Steuerleitung. Der 
mit blau-weiß karier-
ten Bettbezügen be-
spannte Gleiter war 
sieben Meter lang, 
die Flügelspannweite 

betrug zehn Meter. Gekochte Hirse aus 
den Gefangenenrationen wurde benutzt, 
um die Poren des Tuches zu versiegeln. 

Zu dem eigentlichen Ausbruch kam es 
nie: „Die US-Army erreichte Colditz, 
noch bevor der Flieger zusammengebaut 

war“, sagt Knierriem. Die Insas-
sen hätten geplant, den 

Giebel des 

Kirchenhauses zum Einsturz zu bringen 
und vom Dachboden aus per Seilzug ka-
tapultartig zu starten. Überlieferungen 
zufolge sollte eine an der Außenwand in 
die Tiefe fallende, voll beladene Metall-
badewanne die nötige Beschleunigung 
garantieren. 

Cornelia Kasten, Geschäftsführerin der 
Colditzer Schlossgesellschaft, hätte sich 
gewünscht, den Flieger möglichst schnell 
zeigen zu können. Sie fiebert nun jenem 
Tag entgegen, wenn der Colditz-Glider 
seine endgültige „Parkposition“ erreicht 
hat. 

Einen Vorgeschmack können die Col-
ditzer und ihre Gäste schon im März er-
leben, wenn die Londoner Filmprodukti-
onsfirma Windfallfilms einen weiteren 
1:1-Nachbau des Gleiters vom Dachfirst 
des Kellerhauses starten lässt. 

 Haig LatchinianFo
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Landesbehörden: 17 000 Stellen weniger bis 2020
Grüne fordern von Sachsens Regierung Personalkonzept

Dresden. Was sich derzeit schon bei 
den Lehrern an Sachsens Schulen be-
obachten lässt, droht dem gesamten 
Landespersonal. Wenn ein paar Jahre 
lang infolge strikten Sparens keine 
jungen Leute eingestellt werden, sind 
irgendwann nur noch alte da. Wenn 
die sich schließlich in den Ruhestand 
verabschieden, fehlt der Nachwuchs 
gänzlich. 

In den Behörden des Freistaats sol-
len bis zum Jahr 2020 insgesamt 
17 000 Stellen abgebaut werden – vom 
Sachbearbeiter im Finanzamt über den 
Polizisten bis zur Uni-Dozentin. Den 

verbleibenden 70 000 Stellen droht da-
mit Überalterung. Zudem würde das 
Land viele frisch ausgebildete Verwal-
tungsfachleute verlieren, die ohne Job-
Angebote umziehen würden. 

Die Grünen im Landtag machen sich 
deshalb große Sorgen. Sie fordern per 
Antrag ein Personalkonzept von der 
Staatsregierung. Dazu gehöre auch 
eine umfassende  Analyse der notwen-
digen Neueinstellungen und eine Fest-
legung von Neueinstellungskorridoren 
bis 2020. 

Gestern fand vor dem Rechtsaus-
schuss eine Expertenanhörung zum 

Thema statt – zu der die Regierungs-
fraktionen von CDU und FDP allerdings 
keine eigenen Sachverständigen ge-
schickt hatten. Mit der Begründung, 
die Staatsregierung arbeite bereits an 
einem „intelligenten Personalentwick-
lungskonzept“. 

Eva Jähnigen ist entsprechend sauer. 
„Es ist unfassbar“, sagte die Grünen-
Innenpolitikerin vorab, „wie das drän-
gende Problem der Personalentwick-
lung im Freistaat Sachsen ignoriert, 
stattdessen aber sinnlose Behörden-
umzüge geplant und umgesetzt wer-
den.“ Jähnigen wirft der schwarz-gel-

ben Regierung im Land vor, lediglich 
ein Stellenabbaukonzept zu haben. Die 
Überlegung, wie der Betrieb in den Be-
hörden künftig aufrechterhalten wer-
den soll, spiele indes keine Rolle.  Ab 
2020 gehen voraussichtlich 3000 Lan-
desbedienstete pro Jahr in den Ruhe-
stand. 

„Junge, gut ausgebildete Fachkräfte 
werden Sachsen verlassen“, befürchtet 
Eva Jähnigen. „Die im Dienst befindli-
chen Beschäftigten quetscht man hin-
gegen aus wie Zitronen. Das kann so 
einfach nicht weitergehen.“  

 Christine Keilholz

REGION KOMPAKT

Ein notorischer Einbrecher ist in Dres-
den gefasst worden. Der 25-Jährige soll 
für mehr als 50 Taten verantwortlich 
sein. Den Wert seiner Beute beziffert 
die Polizei auf rund 100 000 Euro. 

Ein Autofahrer hat gestern bei Lands-
berg (Saalekreis) mit seinem Wagen ei-
nen Rollerfahrer erfasst und tödlich ver-
letzt. Das 25 Jahre alte Opfer starb 
noch an der Unfallstelle. 

Nach dem Brandanschlag auf das Rat-
haus in Halberstadt (Harz) hat die Poli-
zei eine verdächtige 69-Jährige festge-
nommen. Die Rentnerin wurde in eine 
psychiatrische Klinik eingeliefert.

Der Jagdbergtunnel an der Autobahn 4 
bei Jena wird noch teurer als geplant. 
Eine bisher nicht vorgesehene Brandbe-
kämpfungsanlage wird rund 14 Millio-
nen Euro zusätzlich kosten.

Plagiatsvorwurf

Doktorvater 
distanziert sich 

von Wöller
Dresden. Der Doktorvater des sächsi-
schen Kultusministers Roland Wöller 
distanziert sich erstmals öffentlich von 
dem CDU-Politiker wegen dessen um-
strittener Dissertation. „Wöller hat den 
Boden unter den Füßen verloren“, sagte 
der Wirtschaftshistoriker Ulrich Kluge 
der Wochenzeitung Die Zeit. Er halte 
Wöller unabhängig von der Tatsache, 
dass die TU Dresden das entsprechende 
Plagiatsverfahren im Dezember einge-
stellt hat, für einen „Scharlatan“. Der 
mittlerweile emeritierte Wissenschaftler 
Kluge hatte als Inhaber der Professur 
für Wirtschafts- und Sozialgeschichte 
an der Philosophischen Fakultät der 
TU Dresden Wöllers Arbeit betreut.   

Dass die Hochschule nur eine Rüge 
gegen ihren einstigen Promovenden 
Wöller ausgesprochen hat, dem Minis-
ter aber seinen Doktorgrad beließ, be-
zeichnete Kluge gegenüber der Zeit als 
„ein Armutszeugnis“. Wäre es nach ihm 
gegangen, so der Emeritus, hätte Wöl-
ler seinen Doktortitel verloren.   

Roland Wöller hatte seine Promoti-
onsschrift 2002 eingereicht. Bei der 
Erstbegutachtung waren dem Doktor-
vater nach eigenen Angaben keine Un-
sauberkeiten aufgefallen. Als im Jahr 
2007 Vorwürfe laut wurden, Wöller 
habe aus einer lange zuvor erschiene-
nen Magisterarbeit abgeschrieben, 
überprüfte der Doktorvater die Disser-
tation erneut. Daraufhin sei er zu dem 
Schluss gekommen, Wöller habe unred-
lich gearbeitet, so Kluge. Deshalb habe 
er dem Minister in einer Mail mitgeteilt: 
„Ich schäme mich für Sie.“   

2011 ließ die TU Dresden Wöllers Ar-
beit erneut begutachten und entschied 
Ende Dezember, ihm seinen Doktorgrad 
zu belassen. Gleichwohl formulierte 
man: „Nicht hinsichtlich aller Überein-
stimmungen und Ähnlichkeiten lässt 
sich eine Vereinbarkeit mit wissen-
schaftlichen Standards bejahen.“  r.

Zweiter Versuch für 
Versammlungsgesetz

Dresden (chk). CDU und FDP wollen 
Demonstrationen am Leipziger Völker-
schlachtdenkmal und an der Dresdner 
Frauenkirche verbieten. So sieht es die 
Neuversion des sächsischen Versamm-
lungsgesetzes vor, das der Rechtsaus-
schuss des Dresdner Landtags gestern 
beschlossen hat. Den ersten Entwurf 
hatte das Verfassungsgericht im April 
wegen Formfehlern für verfassungs-
widrig erklärt. Kern der Novelle ist es, 
die Rahmenbedingungen für Demons-
trationen in Dresden rund um den Ge-
denktag 13. Februar zu ändern, nach-
dem es dabei 2011 zu schweren 
Ausschreitungen gekommen war. „Wer 
diesen Ort für seine politischen Ziele 
oder gar für eine rassistische und men-
schenverachtende Propaganda miss-
braucht“, sagte CDU-Innenpolitiker 
Volker Bandmann, „muss vom Gesetz-
geber unbedingt daran gehindert wer-
den.“ Die Demonstrationsfreiheit bleibe 
dennoch garantiert und werde mit dem 
Änderungsantrag nicht angetastet. 

Anders sieht das die Linken-Fraktion, 
die gestern bereits ankündigte, das Ver-
fassungsgericht ein zweites Mal einzu-
schalten. Die Details um Frauenkirche 
und Völkerschlachtdenkmal hält Lin-
ken-Sprecher Rico Gebhardt für einen 
Eingriff in die Grundrechte. Die Land-
tagsopposition hätte zudem gern Ver-
stöße gegen das Versammlungsgesetz 
künftig nicht mehr als Straftaten, son-
dern als Ordnungswidrigkeiten einge-
stuft gesehen. Das neue Versammlungs-
gesetz soll noch im Januar-Plenum vom 
Landtag beschlossen werden. 

Bombenfund führt 
zu Straßensperrungen

Halle (dpa). Eine 2,5 Zentner schwere 
Weltkriegs-Bombe hat gestern zu einer 
stundenlangen Straßensperrung in Hal-
le geführt. Die Fliegerbombe habe aber 
keinen Zünder mehr gehabt und sei 
von Experten abtransportiert worden, 
teilte die Polizei in Halle mit. Die Bom-
be amerikanischer Herkunft war bei 
Bauarbeiten an der Bundesstraße 91 
unweit der Elsterstrombrücke entdeckt 
worden. Die Straße und auch eine 
Trasse der Straßenbahn wurden ge-
sperrt. 

Evangelische Kirche

Verkauf von
Pfarrhäusern
beschleunigt

Magdeburg. Die Evan-
gelische Kirche in 
Mi t te ldeutschland 
(EKM) will in diesem 
Jahr den Verkauf 
nicht mehr genutzter 
kirchlicher Gebäude 
beschleunigen. Dies 
betrifft über 300 Ge-
bäude in der EKM. 
Beim traditionellen 
Kamingespräch von 
Landesbischöfin Ilse Junkermann mit 
Journalisten hieß es gestern in Magde-
burg, dass ungenutzte Pfarrhäuser und 
andere Immobilien jedoch nicht „um 
jeden Preis“ verkauft werden sollen. 
Für Grund und Boden müsse mindes-
tens der ortsübliche Wert erzielt wer-
den. Zum Verkauf stehender Grund 
und Boden mit Gebäuden kann auf der 
kirchlichen Immobilienplattform www.
kirchengrundstuecke.de eingesehen 
werden. Für den Abriss von Gebäuden 
unterhält die Landeskirche einen Ab-
rissfonds, aus dem Kirchen gemeinden 
Zuschüsse von bis zu 40 Prozent der 
Abrisskosten erhalten können. 

Der Zustand der mehr als 4000 Kir-
chen auf dem Gebiet der EKM habe 
sich in den vergangenen zehn Jahren 
deutlich verbessert. Es grenze an ein 
Wunder, dass nur noch zwei Prozent  
(66 Kirchen) nicht nutzbar und baupo-
lizeilich gesperrt seien, sagte Finanzde-
zernent Stefan Große. Etwa 2002 habe 
diese Quote noch bei zehn Prozent 
(400 Kirchen) gelegen. Aufgegeben 
werde jedoch keine einzige der von 
Verfall bedrohten Kirchen. Wie Große 
erläuterte, sollen in der EKM auch 
2012 mit einem Millionen-Aufwand 
neue kirchliche Bauvorhaben begonnen 
oder weitergeführt werden. Besonders 
hob er die Generalsanierung der Wit-
tenberger Stadtkirche für 7,5 Millionen 
Euro hervor, davon betrage der kirchli-
che Eigenanteil 30 Prozent.

Bischöfin Junkermann rief im Zu-
sammenhang mit der Wulff-Affäre zu 
mehr Realitätssinn im Umgang mit 
Vorbildern und einer Debatte darüber 
auf. Dabei müsse es auch darum gehen, 
was die Menschen von Amtsträgern 
erwarteten, denn niemand könne sich 
„immer optimal verhalten“. Allerdings 
habe nach ihrer Überzeugung die 
Glaubwürdigkeit des Bundespräsiden-
ten gelitten, vor allem durch das Fern-
sehinterview mit ARD und ZDF in der 
vergangenen Woche. Anstatt der Befra-
gung allein durch die beiden öffentlich-
rechtlichen Sender hätte sie sich „eine 
breite Pressekonferenz“ gewünscht. 
Zudem sei ihr das Interview wie ein 
Verhör vorgekommen. Enttäuscht habe 
sie auch, dass Wulff seine Aussage, al-
les sei formal-juristisch korrekt abge-
laufen, nicht gegenüber moralischen 
Ansprüchen abgewogen habe. 

 Olaf Majer/epd

Ilse
Junkermann
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Schatten über Hoheneck 
Ehemaliges DDR-Frauengefängnis soll Gedenkstätte werden / Beteiligte suchen nach Konsens

Stollberg/Dresden. Hoheneck, das 
ehemalige DDR-Frauengefängnis, soll 
zur Gedenkstätte werden. Darin sind 
sich alle Beteiligten einig. Über die 
Ausgestaltung besteht allerdings noch 
Redebedarf. 

Von INSA VAN DEN BERG

„Ich bin gekommen, um den Hohen-
eckerinnen Mut zu machen“, sagte Bun-
despräsident Christian Wulff, als er im 
Mai des vergangenen Jahres das ehe-
malige DDR-Frauengefängnis besuchte. 
Anlass war das 20-jährige Bestehen des 
Frauenkreises ehemaliger Insassen. Die 
Mitglieder fordern bereits seit langem, 
dass auf dem Schloss eine Gedenkstätte 
eingerichtet wird. Ein würdiges Geden-
ken an diesem Ort sollte möglich sein, 
befand auch Wulff. 

Die öffentliche Aufmerksamkeit, die 
sein Besuch erzeugte, gab den Opfern 
Auftrieb. Den Interessen des Frauen-
kreises der ehemaligen Hoheneckerin-
nen wurde durch seine Äußerungen 
Nachdruck verliehen. Dann zeigte die 
ARD am 22. Jahrestag des Mauerfalls 
das Drama „Es ist nicht vorbei“ mit 
Anja Kling in der Hauptrolle, das die 
Geschichte der Traumatisierung einer 
damals Inhaftierten 
erzählt. Der Zeitpunkt 
schien den Frauen 
günstig, mit der Um-
setzung der Gedenk-
stätten-Pläne endlich 
vorwärtszukommen. 
Auch der Geschäftsführer der Stiftung 
Sächsische Gedenkstätten, Siegfried 
Reiprich, sah dafür gute Chancen.

Inzwischen haben tatsächlich erste 
Gespräche stattgefunden, bestätigte 
Reiprich nun auf Anfrage dieser Zei-
tung. Teilgenommen haben daran ne-
ben der Stiftung der Stollberger Bürger-
meister, der private Eigentümer des Ge-
bäudes als auch ehemalige Insassinnen. 
Bislang übereingekommen sind sie da-
rin, dass ein Teil der Groß-Immobilie 
zur Gedenkstätte, ein anderer zum Be-
gegnungszentrum werden soll. Dort 
könnten Vorträge, Filmvorführungen 
stattfinden. Konkretere Vorstellungen 
gebe es noch nicht, die Finanzierung sei 
noch offen, sagte Reiprich. „Angedacht 
sind auch Führungen von Zeitzeugen. 
Das könnte sich allerdings schwierig ge-
stalten, weil die meisten der ehemals 
inhaftierten Frauen inzwischen weit 
entfernt leben“, erklärte Inge Naumann, 
Vorsitzende des Frauenkreises, nach ei-
nem Treffen mit den anderen Beteilig-
ten. 

Genauere Vorschläge hingegen prä-

sentiert der im Herbst gegründete – und 
sehr umstrittene – Förderverein Begeg-
nungs- und Gedenkstätte Hoheneck. Er 
hat zur künftigen Nutzung der Schloss-
anlage Hoheneck kürzlich ein Konzept 
vorgelegt. Demnach soll dort neben ei-
nem Erinnerungsort mit Ausstellungen 
eine Sächsische Akademie zur Erfor-
schung und Bekämpfung von Extremis-
men in Politik und Gesellschaft unterge-
bracht werden. Außerdem sollen Über-
nachtungsmöglichkeiten für Seminar-
gäste geschaffen werden und ein 
Freizeittreff der Stadt Platz finden. Die 
Vereinsvorsitzende Tatjana Sterneberg 
versteht das Konzept als Grundlage, die 
man „im guten Einvernehmen diskutie-
ren“ könne. 

Daran besteht von Seiten des Frauen-
kreises und der Stiftung Sächsische Ge-
denkstätten derzeit jedoch weniger Be-
darf. Der Stiftungsbeirat sieht als legiti-
men Vertreter der Opferinteressen aus-
schließlich den Frauenkreis an und 
dieser informiert, er stehe nicht im Zu-
sammenhang mit dem Förderverein – 
sprich, lehne auch eine Zusammenar-
beit ab. 

Fördervereins-Vorsitzende Sterne-
berg weiß um die Differenzen. Man 
wolle – anders als ihrer Meinung nach 

befürchtet – keine 
Konkurrenz zum 
Frauenkreis sein, 
sondern vielmehr 
eine breite Basis für 
das Anliegen schaf-
fen. „Wir wollen die 

Leute vor Ort mitnehmen, Stollberg ein 
völlig neues Image geben – das der Bür-
gerbeteiligung.“ 

Stiftungs-Geschäftsführer Reiprich 
bemängelt, dass jedoch weder der Ei-
gentümer, noch der Stollberger Bürger-
meister, noch ein Frauenkreis-Vor-
standsmitglied, noch ein Vertreter der 
Stiftung zu der Gründungsversammlung 
des Fördervereins eingeladen worden 
sei.  Er kritisiert den Alleingang. Der 
Frauenkreis stört sich hingegen an der 
Vergangenheit eines Gründungsmitglie-
des, der einstmals sowohl als Wider-
ständler gegen die Berliner Mauer als 
auch aufgrund seiner Mitgliedschaft bei 
den Republikanern in die Schlagzeilen 
geriet. 

Heute nun wollen sich Förderverein 
und Vertreter der Stollberger Stadtver-
waltung treffen, um über die Zukunft 
von Hoheneck zu sprechen. Reiprich: 
„Ich hoffe sehr, dass die Verschiedenheit 
der Interessen nicht zu einem Kräftepa-
rallelogramm mit einer negativen Re-
sultierenden führt und damit das Pro-
jekt Gedenkstätte Hoheneck scheitert.“ Hoheneck: Das ehemalige DDR-Frauengefängnis soll zur Gedenkstätte werden.  

Es gibt für die Nutzung der einzelnen Flügel unterschiedliche Vorschläge. Derzeit finden 
Verhandlungen statt.   Fotos (2): dpa

Siegfried Reiprich: Ich hoffe sehr, 
dass das Projekt Gedenkstätte Ho-
heneck nicht scheitert.

HINTERGRUND

DDR-Frauengefängnis Hoheneck
Das frühere DDR-Frauengefängnis 
Schloss Hoheneck in Stollberg im Erz-
gebirge gilt bis heute als Symbol für 
Haft unter unmenschlichen Bedingun-
gen. Bis zu 10 000 Frauen sollen dort 
in der Zeit von 1948 bis 1990 Schät-
zungen zufolge gelitten haben. 

Schon Mitte des 19. Jahrhunderts 
wurde auf Hoheneck die königlich-säch-
sische Weiberzuchtanstalt eingerichtet. 
Zwischenzeitlich auch Männergefängnis 
entstand hier nach dem Zweiten Welt-
krieg wieder eine Abteilung für weibliche 
Gefangene. 

1953 protestierten über 1000 Frauen 

mit einem Hungerstreik erfolglos gegen 
die sadistische Behandlung und die un-
tragbaren Zustände.

1974 waren in der überbelegten An-
stalt 40 Prozent der Gefangenen politi-
sche, die ab 1977 von der Bundesrepu-
blik freigekauft werden konnten. 
Insgesamt wurden 35 000 Abschiebe-
häftlinge über Hoheneck geschleust, 
die 3,5 Milliarden D-Mark in die DDR-
Staatskassen brachten. Nach der Wen-
de erhielten 126 aus politischen Grün-
den Einsitzende eine Amnestie. 2001 
schloss das sächsische Innenministeri-
um die Justizvollzugsanstalt.  ivdb

Landesgymnasium

Sankt Afra lädt zum 
Tag der offenen Tür

Meißen. Zu einem Tag der offenen Tür 
lädt das Sächsische Landesgymnasium 
Sankt Afra am Sonnabend von 10 bis 
14 Uhr auf das Schulgelände, Freiheit 
13 in Meißen. 

„Wir möchten vor allem einen Ein-
blick in das Internat und die Hochbe-
gabtenförderung geben, denn dadurch 
unterscheiden sich unser Lernkonzept 
und die Tagesabläufe von anderen 
Schulen“, sagt Internatslehrer Jakob 
Polak, der für die Öffentlichkeitsarbeit 
zuständig ist. Dazu werden Schüler der 
siebten Klassen durch Schule und In-
ternat führen und von ihren Erfahrun-
gen berichten. Lehrer bieten Beratun-
gen zur Schüleraufnahme, zum 
Seiteneinstieg, der Fremdsprachenwahl 
sowie dem internationalen Abitur an. 
Aufgelockert wird der Tag durch kurz-
weilige Musik- und Theatereinlagen. 

Die Schulleitung weist darauf hin, 
dass auf dem Schul- und Internatsge-
lände keine Parkplätze zur Verfügung 
stehen und empfiehlt Besuchern, auf 
umliegende Parkplätze im Stadtzen-
trum oder Meisatal auszuweichen.  
 Franziska Seifert

Mehr Informationen unter www.sankt-afra.de
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